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Kläger und Revisionskläger„
Reg0bersekretär

Schriftführer

g e g e n

Beklagten und Revisions'beklagten°

Der 10° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die‘

mündliche Verhandlung vom 15„ Dezember 4966 durch

Senatspräsident ' Dr° T e s m e r
: Vorsitzender —‚

Bundesrichter
‚

S a u t t e r

Bundesrichter ' Dr„ B r o c k e

Bundessozialrichter R e u t e r

Bundessozialrichterin V o l l n b e r g

für Recht erkannt:

■e Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

24° Juni 4964 wird zurückgewiesen, soweit er

begehrt, die "Lähmung des Speichennerven links

nach Schulterdurchschuß” weiterhin als Schädi—

gungsfolge anzuerkennen°
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2° Auf die Revision des Klägers werden die Urteile

des Landessozialgerichts vom 24° Juni 4964 und

des Sozialgerichts vom 28° November 4958 sowie

‘ die Bescheide vom 25° März 4957‚ 290 Juni 4957

und 29° Februar 4960 abgeändert und der Beklagte

verurteilt‚ dem Kläger über den 50„ April 4957

hinaus bis zum 30„ April 4960 Rente nach einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50 V„H°‘weiter—

zuzahlen° ' ' ' '

50 Im übrigen wird das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalenvom24„ Juni 4964 aufgehoben '
und die Sache zur erneuten Entscheidung an die Vor—

instanz zurückverwiesen° ' '

'4„ Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden_

Urteil vorbehalten°

Dem am 44° Februar 4925 geborenen Kläger wurden im Januar

4945 der linke Oberarm und die linke Schulter durchschos—

sen; er wurde ferner durch Granatsplitter an den Beinen

verwundet° Während seines Wehrdienstes zog er sich außer—

dem Erfrierungen an beiden Füßen zu° Nach dem Befund des

Reservelazaretts Eickelborn vom 6° Dezember 4944 handelte_

es sich um eine vorwiegend psychogene Lähmung der linken

Hand mit Bewegungseinschränkungen nach allen Richtungen

und eine psychogene Analgesie im ganzen linken Arm„ Die

Ärzte des Lazaretts konnten jedoch nicht entscheiden? ob
sich unter der Menge von psychogenen Bewegungsstörungen

noch eine Radialislähmung verbarg° In dem Dienstunfähig—

keitszeugnis vom 50 Dezember 4944 wurde angenommen, daß

es sich bei dem Kläger um Bewegungseinschränkungen im

linken Schultergelenk, Lähmung des Speichennerven links?
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Schwäche des linken Armee, Narben, Verkrüppelung des

Nagelgliedes der ersten Zehe rechts und Durchblutungs—

störungen beider Füße handelto Daraufhin wurde der Klä—

ger am 80 Dezember 1944 aus der Wehrmacht entlassen°

Mit Bescheid vom 24„ Februar 1945 erkannte das Versor—

gungsamt (VersorgA) Soest "Bewegungseinschränkung des'

linken Schultergelenks9 Lähmung des Speichennerven links‚

Verkrüppelung des Nagelgliedes der ersten Zehe rechts3
Durchblutungsstörungen beider Füße nach Erfrierung" als

'Körperschaden nach dem Einsatzfürsorgé— und —versorgungs—

gesetz an und bewilligte dem Kläger Rente nach der Ver—

sehrtenstufe II„ Die anerkannten Gesundheitsstörungen
wurden durch Bescheid der Landesversicherungsanstalt

Westfalen vom 5° Oktober 4947 unverändert nach der So—

zialversicherungsdirektive Nr° 27 übernommen und die
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) auf 50 V„H° fest—

gesetzt° In den vérsorgungsärztlichen Gutachten vom 60

Dezember 4950 und 15° Februar 1951 wurde neben den an—
„

deren Schädigungsfolgen weiterhin eine Lähmung des SpeiL

chennerven links angenommene Mit Bescheid des VersorgA “

Soest vom 240 Mai 1952 wurde dem Kläger auch nach dem

Bundesversorgungsgesetz (BVG) Versorgung nach einer MdE

um 50 v„H„ gewährt und die Schädigungsfolgen dahin ge—
faßt: "Bewegungseinschränkung im linken Schultergelenk9

Lähmung des Speichennerven links nach Schulterdurchschuß,

Narben in rechter Leistenbeuge und linkem Unterschenkel

nach Granatsplitterverletzung‚ Verkrüppelung des Nagel—

gliedes der rechten Großzehe°"

Bei einer Nachuntersuchung am 4„ Dezember 1956 kam Dr°

Bzx■rt;zu der Beurteilung‚ es stehe nach dem Befund fest‚

daß die Schußverletzung zu einem Oberarmschußbruch mit

einer psychogenen Lähmung des linken Armee und der linken

Hand geführt habe° Sollte früher tatsächlich eine Radialis—

parese bestanden haben„ so habe sich diese völlig zurück—

gebildet und lediglich zu einer psychogenen Lähmung des

linken Armee geführt„ Die MdB auf neurologischem Fachgebiet

_ 4 _
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betrage daher nur noch 20 v„H; Der Versorgungsarzt

Dr° 07“?””11 hielt auf Grund des Gutachtens von

qu Bi.
„

:eine wesentliche Besserung insoweit für
gegeben? als die früher anerkannte Lähmung des Speichen—

nerven links jetzt nicht mehr bestehe„ Die vom Kläger

demonstrierten Bewegungseinschränkungen in sämtlichen

Gelenken des linken Armes seien psychogener Natur°

Dr° Oz;„ :: ;;;;;;schätzte die MdB auf 45 v„H° Mit Bescheid

vom 25° März 4957 erkannte das VersorgA nur noch "Ver—
._

krüppelung des Nagelgliedes der rechten Großzehe9 Narben

in der rechten Leistenbeuge und am linken Unterschenkel

nach Granatsplitterverletzung" als Schädigungsfolgen an

und entzog nach 5 62 BVG die Versorgungsrente mit Wir-.

kung vom 4° Mai 4957, weil die MdB für die anerkannt

gebliebenen Schädigungsfolgen 25 v„H° nicht mehr erreiche°

Der Widerspruch hatte keinen Erfolg (Widerspruchsbescheid

des Landesversorgungsamts -LVersorgA— Westfalen vom 29;

Juni 4957)„

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) ein Gutachten
des Chefarztes Dr° KLIIIIECVOm Evangelischen Krankenhaus
Bethanien in Iserlohn vom 45° Januar 4958 beigezogen°

Der Sachverständige hat ausgeführt‚ daß die vom Kläger

gezeigte Funktionsminderung des linken Armee keine Folge

einer Lähmung des linken Speichennerven9 sondern psycho—

gener Natur sei° Dem Ergebnis der elektrischen Unter—

suchung, die normal ausgefallen sei9 komme insoweit volle

Beweiskraft zu° Bei einer seit 45 Jahren bestehenden Läh—

mung des linken Speichennerven wäre auch eine hochgradige

Verschmächtigung zumindest der vom Speichennerv versorg—'

ten Muskulatur nachzuweisen„ Die vom Kläger demonstrierte

Lähmung des linken Speichennerven mit Versteifung des

linken Schultergelenks und Streckhemmung im linken Ellen»

bogengelenk sei als Folge der Verwundung am 8° Januar

4945 nicht zu objektivieren° Bereits im Jahre 4944 und

im Jahre 4956 sei die psychogene Lähmung fachärztlich
naChgewiesen werden° Die noch vorhandenen Schädigungs_

_5_7
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folgen verursachten eine MdB von weniger als 20 V„H°

In der mündlichen Verhandlung vor dem SG am 28° November

4958 hat der Kläger durch seinen Prozeßbevollmächtigten

erklärt, es habe bei ihm nach der Schädigung überhaupt

keine Radialislähmung, sondern nur eine psychogene Bewe-

gungsstörung vorgelegen° Auch heute liege nach den zu—
treffenden Gutachten der Dres° Billliiund K221211 eine

Radialislähmung nicht vor° Da somit gegenüber den Befun—

den, die der bisherigen Bewertung zugrunde gelegen hät—

ten, eine wesentliche Änderung nicht eingetreten sei,

seien die Voraussetzungen des 5 62 BVG nicht gegeben°

Durch Urteil vom 28° November 4958 hat das SG Dortmund

die Klage abgewiesen° Es ist davon ausgegangen, daß bei

der Entlassungsuntersuchung des Klägers am 5„ Dezember

4944 zu Recht das Vorliegen einer Radialislähmung fest—

gestellt worden sei und der Kläger damals richtige An—

gaben über seinen Gesundheitszustand gemacht habe° Dem—

gegenüber erscheine seine jetzige Behauptung, daß seiner—

zeit nur eine psychogene Lähmung vorgelegen habe, nicht

glaubwürdig, weil er sonst die damalige Erklärung in

betrügerischer Absicht abgegeben haben würdeo Da die

Sachverständigen eine Ausheilung dieser Schädigungsfolge
festgestellt hätten, seien die Voraussetzungen des @ 62

BVG erfüllt°

Während des Berufungsverfahrens hat das VersorgA Soest

im Anschluß an den angefochtenen Bescheid vom 25. März
4957 den "Wahlfeststellungsbescheid" vom 29° Februar 4960

erlassen und mit Zustimmung des LVersorgA Westfalen den

Bescheid vom 25° März 4957, der auf 5 62 BVG gestützt ist,

nunmehr auch mit 5 44 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
{VeerG} begründet° Es hat die Bescheide vom 5„ Oktober

4947 und 24° Mai 4952 geändert, weil eine Lähmung des

Speichennerven links nach Schulterdurchschuß nicht vor_
gelegen und die MdE ab 40 Oktober 4950 unter 25 v„H„ be—

tragen habe° Die zu Unrecht gezahlten Versorgungsbezüge

_ 6 _
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_hat das VersorgA nicht zurückgefordert° Zur Begründung

des Bescheides hat es ausgeführt, schon bei der neurolo—

gischen Fachuntersuchung im Reservelazarett Eickelborn

vom 60 Dezember 4944 sei festgestellt werden? daß es
sich um eine vorwiegend psychogene Lähmung der linken

Hand mit Bewegungseinschränkung nach allen Richtungen

und psychogener Analgesie im ganzen linken Arm handlec

Allerdings habe sich damals nicht genau feststellen las;

sen‚inwieweit bei den verschiedenen psychogenen Bewe—

gungsstörungen noch eine organische Lähmung des Speichen—

nerven links vorhanden war° Auch nach den Gutaéhten vom

4° Dezember 4956 und 450 Januar 4958 liege keine orga— .
nische Lähmung des Speichennerven‚ sondern eine psycho»

gene Lähmung des linken Armee vor„ Ob insoweit eine Bes—

serung„ also eine wesentliche Änderung der Verhältnisse

i„.S° des 5 62 BVG eingetreten ist oder ob die Anerkennung
der Gesundheitsstörung ”Lähmung des Speichennerven links"

auf einer Fehldiagnose beruhte und der Bescheid vom 24°

Mai 4952 im Zeitpunkt seines Erlasses unrichtig war9
lasse sich nicht sicher feststellen° Dies ändere jedoch

nichts an der Tatsache‚ daß eine organisch bedingte Läh—

mung des Speichennerven links nicht vorliege° Es könne

'somit dahingestellt bleiben7 welcher gesetzliche Tat—

bestand erfüllt sei° Der Bescheid vom 25° März 4957, der

sich lediglich auf 5 62 BVG stütze‚ werde daher nachträg—

lich auch auf.5 44 VeerG gestützt° Dieser Bescheid werde

in seinem Wesen und in seinem Ausspruch durch das Nach—

schieben eines anderen Rechtsgrundes nicht wesentlich ver“
ändert, so daß die Rente auch unter den Voraussetzungen

des 5 44 VeerG mit Wirkung vom 40 Mai 4957 an einzustel—

len gewesen wäre°

‘Durch Urteil vom 24° Juni 4964 hat das Landessozialgericht
(LSG) Nordrhein—Westfalen die Berufung des Klägers gegen
das Urteil des SG Dortmund vom 28° November 4958 und seine

Klage gegen den Bescheid des VersorgA Soest vom 290 Fe—

bruar 4960 zurückgewiesen; es hat die Revision zugelassen°

-'7..
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Das LSG hat die Auffassung vertreten‘) daß es sich bei dem

Bescheid vom 29° Februar 4960 nicht um einen nachgescho—

benen selbständigen Berichtigungsbescheid‚ sondern um einen

echten einheitlichen "Wahlfeststellungsbescheid” mit der

Aberkennung einer Schädigungsfolge aus wahlweisem Grunde

handle„ Eine derartige Wahlfeststellung sei zulässig° Der

Bundesgerichtshof (BGH) habe unter beStimmten Einschrän—

kungen eine Wahlfeststellung bejaht (BGHZ 44‚ 565) und

auch das Bundessozialgericht {BSG} habe in seiner Ent—

scheidung vom 50° August 4960 (BSG 45, 54) eine Verurtei—
lung aus wahlweisem Haftungsgrund für zulässig erachtet°

Es sei nicht einzusehen‚ warum anderseits ein Leiden allein

deshalb weiterhin als Schädigungsfolge anerkannt bleiben

und eine Rente weitergewährt werden müsse‚ weil nicht mehr

feststellbar sei‚ welcher von den mehreren allein in Frage

kommenden und sämtlich einen Rentenentzug rechtfertigenden

Geschehensabläufen tatsächlich stattgefunden hat‚ obwohl

zur Überzeugung des Gerichts feststehe‚ daß ein Zustand

vorliege‚ der die weitere Anerkennung eines Leidens ver—
biete und die Einstellung einer Versorgungsrente recht—

fertigeo Es sei daher nicht erforderlich? daß sowohl der

Tatbestand des 5 44 VeerG als auch der des 5 62 BVG für
sich allein gesehen vorliegen müsseo Wesentlich sei viel—

mehr, daß der gegenwärtig feststellbare Zustand entweder

unter den einen oder den anderen Tatbestand subsumiert

werden könne und eine andere Entscheidung nicht denkbar sei°

In medizinischer Hinsicht sei nach den eindeutigen fach—

ärztlichen Feststellungen beim Kläger eine organische Ner»
venschädigung des linken Armes nicht mehr vorhanden„ Aus—

gehend von dieser Feststellung seien zwei Verlaufsformen

der "Lähmung" denkbar; entweder habe 4944 bei der Aner—

kennung dieser Erscheinungen und später eine organisch

bedingte Lähmung überhaupt nicht vorgelegen oder es habe

damals tatsächlich eine echte Lähmung bestanden9 die nach

dem Jahre 4952 abgeheilt sei und vom Kläger auf Grund einer

seelischen Fehlhaltung bis heute nur demonstriert werde„

Sofern bei der Anerkennung des Leidens eine echte Lähmung
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in Wirklichkeit nieht bestanden habe‚ seien die die An»

erkennung als WDB aussprechenden Bescheide bei ihrem

Erlaß zweifellos tatsächlich und rechtlich unrichtig

gewesen; denn schon damals seien psychogene Reaktions—

weise und Neurosen nicht ursächlich mit einem Unfall—

geschehen oder einem versorgungsrechtlich geschützten

Tatbestand verbunden gewesen„ Habe seinerzeit jedoch

7
eine echte Lähmung bestanden‚ so müsse folgerichtig an—

genommen werden‚ daß sie inzwischen abgeheilt sei, weil

sie heute eindeutig nicht mehr nachweisbar sei° Dann sei

die Versorgungsverwaltung berechtigt, die Rente wegen
einer wesentlichen Besserung der Verhältnisse nach 5 62

BVG zu entziehen„ Eine für den Kläger günstigere Ent—

scheidung lasse sich bei diesem Sachverhalt auch aus
dem Urteil des BSG vom 280 Juli 4959 {BSG 40, 209}

nicht herleiten° Da die weiterhin anzuerkennenden Schä—

digungsfolgen keine MdE im rentenberechtigenden Grade

mehr bedingten‚ sei die Rentenentziehung und Aberken—

nung der linksseitigen Speichennervenlähmung nicht zu
_beanstandeno_c

'

Gegen dieses am 43° August 4964 zugestellte Urteil des
LSG hat der Kläger mit Schriftsatz vom 48° August 4964?

eingegangen beim BSG am 49° August 4964‚ Revision einf
gelegt und beantragt‚ 9

das angefochtene Urteil„ das Urteil des SG

Dortmund vom 28 August 4958 und die Bescheide

des Beklagten vom 25 März 4957, 29 Juni 4957

und 290 Februar 4960 aufzuheben„

Nach Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist bis zum

45° November 4964 hat der Kläger die Revision mit Schrift—

satz vom 400 November 4964? auf den Bezug genommen wird?
begründet; Er hält den Erlaß eines alternativ auf die4

@@62 BVG, 44 VeerG gestützten ”Wahlfeststellvngsbe—
soheides" nicht für zulässig Er trägt hierzu insbeson--

deie vor, bindend gewordene Bescheide könnten von der
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Versorgungsverwaltung nur ganz oder teilweise zurückgenom—

men werden‚ wenn sie nach ihrem Erlaß fehlerhaft geworden

oder schon im Zeitpunkt ihres Erlasses rechtswidrig gewe—

sen sind? soweit die Voraussetzungen der 55 62 BVG und

44 VeerG vorliegent Lasse sich, wie im vorliegenden Falle‘)

nicht nachweisen9 ob die Voraussetzungen dieser Vorschrif—

ten gegeben sind„ dann sei die Rücknahme der früheren, von

Anfang an unrichtig gewesenen oder nachträglich unrichtig

gewordenen Bescheide ausgeschlossen? weil dem in % 77 des

Sozialgerichtsgesetzes zum Ausdruck gekommenen Grundsatz

der Rechtssicherheit der Vorrang gegenüber der materiellen

Gerechtigkeit gebührec Das habe das Berufungsgericht ver-

kannt, wenn es sich auch für den Fall der Rücknahme der

bindend gewordenen rechtswidrigen Bescheide unter Beru—

fung auf BSG 45‚ 54 für die Zulässigkeit einer sogenann—

ten Wahlfeststellung aussprecheo In dem vom BSG entschie—

denen Falle handle es sich um die Zubilligung eines Versor—

gungsanspruchs aus wahlweisem Haftungsgrund‚ hier dagegen

um die nur unter bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen

zulässige Beseitigung der Bindungswirkung begünstigender

Verwaltungsakte° Da sich die Tatbestände des 5 62 BVG und

des 5 44 Verw G ausschlössen„ das Berufungsgericht ander—

seits aber nicht feststellen könne, ob der Tatbestand der

einen oder der anderen Vorschrift gegeben ist, bilde eine

"Wahlfeststellung" der vorliegenden Art keine Rechtsgrund—

lage für die Rücknahme der früheren bindend gewordenen Be—
soheide° Im übrigen erscheine es im Hinblick auf die höchst«

richterliche Rechtsprechung zum Problem der Anerkennung

psychogener Reaktionen als Schädigungsfolge nach Verwun—

dung (BSG in SozR SGG % 462 Nr° 474 und SozR BVG @ 4 Nr„ 67)

durchaus zweifelhaft‚ ob die früheren Bescheide9 soweit

darin "Lähmung des Speichennerven links” als Schädigungs—

folge mit entsprechender Berentung anerkannt war‚ auch

rechtlich zweifellos unrichtig waren? so daß sie nicht

nach % 44 VeerG zurückgenommen werden könnten° Wenn das
Berufungsgericht den ursächlichen Zusammenhang zwischen

der Schußverletzung und der psychogenen Lähmung deshalb

verneine9 weil "schon damals psychogene Reaktionsweise
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‘uhd Néürosen nicht ursächlich mit einem Unfallgeschehen

oder einem versorgungsrechtlich geschützten Tatbestand

verbunden gewesen sind", so habe es sich offenbar von

—dem irrigen Gesichtspunkt leiten lassen‚ daß schädigen—

de Einwirkungen des Wehrdienstes9 die keinen organischen

Befund hinterlassen haben? nicht eine wesentliche Bedin—

'gung für ein neurotisches Zustandsbild sein könnten° Es

habe insoweit die versorgungsrechtliche Kausalitäts-

norm verkannt und wegen dieses Rechtsirrtums auch zu
Unrecht die unzweifelhafte rechtliche Unrichtigkeit der
aufgehobénen Bescheide i.‚S° des 5 44 VeerG angenommen„
Die Voraussetzungen des S 62 BVGund des 5 41 VeerG

.
seien somit nicht‘gegeben° '

In seinem Schriftsatz vom 5„ März 1965 nimmt der Kläger

auf die Urteile des erkennenden Senats vom 240 Oktober

1962 — 10 RV 585/60 — und vom 41° Dezember 4964 — 10 RV

994/62-— Bezug und trägt vor, daß diese Urteile9 die

sich allerdings mit der Zulässigkeit des Nachschiebens

von Gründen befassen‚ in ihren Grundsätzen auch auf den

vorliegenden Fall anzuwenden seien° Wie bei Urteilen?

müsse auch bei Verwaltungsakten ein Sachverhalt fest-

gelegt sein? von dem aus die Rechtsfolgen zu beurteilen

sind° Die Festlegung des Sachverhalts müsse schon im

Interesse der Rechtssicherheit gefordert werden‚ die

nicht die Unterstellung unterschiedlicher oder wider—

sprechender Tatsachen dulde‚ sofern davon unterschied»

liche Rechtsfolgen abhängeno Bei der Unterstellung un—
terschiedlicher Sachverhalte könne auch‚ sofern ein

Werwaltungsakt unanfechtbar geworden ist, gar nicht

betrteilt werden, zu welchem Sachverhalt die Rechte—9

folge ausgesprochen und verbindlich geworden ist°

Der Beklagte beantragt die.Zurückweisung der Revision

als unbegründet; er ist der Auffassung‚ daß das Beru—

fungsurteil nicht zu beanstanden seio Wenn es zulässig

sei‚ die Gewährung von Versorgung auf alternative Haf«

_ qq „
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ qq _

tungsgründe wahlweise zu stützen? so sei nicht einzusehen„

warum nicht auch die Entziehung von Versorgung aus wahl—

weisen Rechtsgründen erfolgen könne„ Die Bindungswirkung

von Verwaltungsakten spreche nicht dagegen‚ weil 5 62 BVG

und 5 44 VeerG die Bindungswirkung bewußt durchbrächeno

Dabei sei es unerheblich‚ daß 5 62 BVG ex nunc—Wirkung
und € 44 VeerG ex tunc—Wirkung habe; denn auch bei einem
Vorgehen nach 5 44 VeerG stehe es im Ermessen der Ver—

waltungsbehörde‚ ob und von wann an sie dem Bescheid Wir—

kung beilege° Das Berufungsgericht habe auch nicht die

höchstrichterliche Rechtsprechung zum Problem der An—

erkennung psychogener Reaktionen und Neurosen als Schä—

digungsfolgen mißachtet; es habe auf die Grundsätze die—

ser Rechtsprechung gar nicht zukommen können‚'weil es

eine psychogene Lähmung gar nicht habe feststellen kön—

nen° Vielmehr sei es‚ dem Gutachten des Dr° Kiiü■■i'fol—

gend„ davon ausgegangen? daß eine organische Nervenläh—

mung nicht bzw° nicht mehr bestehe und daß der Kläger

den linken Arm auch tatsächlich gebrauche und eine Be—

wegungsbehinderung nur demonstriere° Sollte früher eine

psychogehe Lähmung bestanden haben? so sei sie jeden—

falls nach den Feststellungen des Berufungsgerichts

heute nicht mehr vorhanden° Diese Feststellungen seien

von der Revision nicht angegriffen worden„ Die strei—

tigen Bescheide gingen davon aus? daß heute eine Lähmung

nicht vorliegec Dieser Standpunkt sei für beide Gesche—

hensabläufe der gleiche‚ wobei nur der zugrunde gelegte

Geschehensablauf‚ der hierzu führe9 alternativ sei° Ent-
weder habe die Lähmung schon im Zeitpunkt der Erstaner—

kennung nicht vorgelegen oder sie sei ausgeheilta Ein

solcher Sachverhalt lasse durchaus eine Beurteilung

zu9 ob die ausgesprochene Rechtsfolge, nämlich die Ren»

tenentziehung ex nunc richtig oder falsch sei°

Der Kläger hat die vom LSG nach 5 462 Abs° 4 Nr„ 4 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassene und somit

statthafte Revision form— und fristgerecht eingelegt
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sowie rechtzeitig begründet (55 464‚ 466 sec)" Die Be—
vision ist daher zulässig7 aber nur teilweise begründet°

Der Beklagte hat zunächst den auf 5 62 BVG gestützten
Bescheid vom 25„ März 4957 erlassen9 in dem die im Um—

anerkennungsbescheid vom 240 Mai 4952 ua aufgeführten

Schädigungsfolgen "Bewegungseinschränkung im linken

Schultergelenk‚ Lähmung des Speichennerven links nach
“Schulterdurchschuß" nicht mehr enthalten sind„ Gleich—

zeitig ist dem Kläger durch diesen Bescheid die bisher

gewährte Rente nach einer MdE um 50 V‚H° mit Wirkung

vom 4„ Mai 4957 entzogen worden° Widerspruch und Klage

gegen diesen Bescheid hatten keinen Erfolge Während des

Berufungsverfahrens ist "im Anschluß an den Bescheid

vom 250 März 4957" mit Zustimmung des LVersorgA Westfalen

der ”Wahlfeststellung$bescheid" vom 290 Februar 4960 er—

gangen5 durch den die im Bescheid vom 23° März 4957 vor—

genommene Änderung in der Bezeichnung der Schädigunge—

folgen und die Entziehung der Rente vom 4° Mai 4957 an

auch auf 5 44 VeerG gestützt worden ist° Das LSG hat

in dem angefochtenen Urteil die Auffassung vertreten,

daß es sich bei dem Bescheid vom 29° Februar 4960 nicht

um einen nachgeschobenen selbständigen Berichtigungs—

bescheid9 sondern um einen echten einheitlichen "wahl—

feststellungsbescheid" mit der Aberkennung einer Schä—

digungsfolge aus wahlweisem Grunde handelt° Es hat eine

derartige Wahlfeststellung für zulässig gehalten? weil

ein Zustand vorliege‚ der die weitere Anerkennung eines
Leidens verbiete und die Einstellung der Versorgungsrente

rechtfertige° Zwar sei nicht mehr feststellbarg welcher

von den mehreren allein in Frage kommenden und sämtlich

einen Rentenentzug rechtfertigenden Geschehensabläufen

tatsächlich stattgefunden hat‚ es stehe aber fest, daß

der gegenwärtige Zustand entweder unter den einen oder
den anderen Tatbestand is 62 BVG oder 5 44 VeerG) sub—

sumiert werden kann und eine andere Entscheidung nicht

denkbar ist° Sofern bei der Anerkennung des Leidens eine
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echte Lähmung des Speichennerven in Wirklichkeit nicht be—

standen habe‚ seien die eine solche Anerkennung ausspre—

chenden Bescheide bei ihrem Erlaß zweifellos tatsächlich

und rechtlich insofern unrichtig gewesen‚ als ein ursäch—

licher Zusammenhang zwischen der Schußverletzung und der

vom Kläger gezeigten Lähmung angenommen wurde° Habe jedoch

seinerzeit eine echte Lähmung bestanden‚ so sei sie in—

zwischen abgeheilt‚ weil sie heute eindeutig nicht mehr

nachweisbar sei° In beiden Fällen sei die Aberkennung

der bisher anerkannt gewesenen Schädigungsfolge ”Lähmung

des Speichennerven links” und die Entziehung der Versor—

gungsrente gerechtfertigt°

Der Auffassung des LSG‚ daß der Bescheid vom 29„Februar

19609 der nach 5 96 SGG Gegenstand des Berufungsverfahrens

geworden ist‚ ein echter "Wahlfeststellungsbescheid" ist
und gegen eine Wahlfeststellung im vorliegenden Falle

keine rechtlichen Bedenken zu erheben sind, ist zuzustim—

men° Der Bescheid vom 29° Februar 1960 ist vom VersorgA

Soest ausdrücklich als ”Wahlfeststellungsbescheid" be—

zeichnet worden und enthält in seiner Begründung eindeu—

tige Ausführungen dahin9 daß der Beklagte die Neubezeich—

nung der Schädigungsfolgen und die Entziehung der Rente

nicht wie in dem Bescheid vom 25° März 1957 allein auf

5 62 BVG stützen will° Der Bescheid vom 29„Februar 4960

läßt auch zweifelsfrei erkennen„ daß er nicht nur einen

Berichtigungsbescheid i„S° des 5 41 VeerG darstellt°

Der Beklagte ist vielmehr in dem "Wahlfeststellungsbe—

scheid" in tatsächlicher Hinsicht davon ausgegangen? es
lasse sich nicht sicher feststellen„ ob eine wesentli—

che Änderung der Verhältnisse i°S„ des 5 62 BVG dadurch
eingetreten ist‚ daß die anerkannte Schädigungsfolge

"Lähmung des Speichennerven links" nicht mehr vor-iegt

oder ob die Anerkennung der angeführten Gesundheitsstö—

rung auf einer Fehldiagnose beruhte und der Bescheid vom
24° Mai 1952 schon im

Zeitpunkt
seines Erlasses unrichtig

war„ Jedenfalls liege eine Lähmung des Speichennerven links
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' nicht mehr vor‚ so daß dahingestellt bleiben könne9 wel—

-cher gesetzliche Tatbestand erfüllt sei° Damit hat der
‘Beklagte in dem Bescheid vom 29°Februar 4960 hinreichend

klar eine Wahlfeststellung getroffen und auch treffen
V

wollen‚ obwohl der Bescheid auch einige mißverständliche

Ausführungen enthält° So wird am Anfang des Bescheides

vom 29„ Februar 4960 ausgeführt9 der Bescheid vom 25°

März 4957? der sich auf eine wesentliche Änderung LS°

des 5 62 BVG stützt‚ werde nunmehr auch mit 5 44 VeerG

begründet° Am Schluß des Wahlfeststellungsbescheides

wird ferner davon gesprochen? daß der Bescheid vom 25°

März 4957 in seinem Wesen und in seinem Ausspruch durch

das Nachschieben des anderen Rechtsgrundes nicht wesent—

'lich verändert werde? so daß die Rente auch unter den

Voraussetzungen des 5 44 VeerG mit Wirkung vom 40 Mai

4957 an einzustellen gewesen waren Diese Ausführungen
in dem Bescheid vom 290 Februar 4960 könnten bei ober—

flächlicher Betrachtung dahin gedeutet werden, daß der

Beklagte lediglich einen anderen Rechtsgrund — nämlich

% 44 VeerG — für den Bescheid vom 250 März 4957 nach—
schieben wollte° Das kann aber schon deswegen nicht zu—

treffen9 weil das Nachschieben von Gründen nicht in
Veinem neuen formellen Bescheid erfolgt„ sondern ledig—

lich in einem entsprechenden Vorbringen während des

gerichtlichen Verfahrens bestehto Hinzu kommt? daß in

dem Bescheid vom 29° Februar 4960 gegenüber dem Bescheid

vom 25° März 4957 veränderte und mit'diesem unvereinbare

Feststellungen dahin getroffen worden sind? es lasse

sich nicht mit Sicherheit feststellen? daß eine Lähmung

des Speichennerven bestanden habe? die inzwischen ab—

geheilt sei‚ daß vielmehr möglicherweise von Anfang an

keine organisch bedingte Lähmung des Speichennerven

vorgelegen habe? aber auf jeden Fall der eine oder der

andere Geschehensablauf gegeben seio Der Bescheid vom
'290 Februar 4960 kann auch nicht allein als Berichti—

gungsbescheid nach 5 44 VeerG gedeutet werden? weil

ldem die Begründung des Bescheides eindeutig widersprechen
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würde° Der Beklagte ist vielmehr in dem "Wahlfeststel—

lungsbescheid” davon ausgegangen‚ daß im vorliegenden

Falle nach den tatsächlichen Umständen weder eine Ände—

rung der Verhältnisse i„S„ des 5 62 BVG noch eine tat—

sächliche und rechtliche Unrichtigkeit der Bewilligunge—

bescheide im Zeitpunkt ihres Erlasses i„S„ des 5 44
VeerG festgestellt werden kann‚ daß aber entweder der

Tatbestand des 5 62 BVG oder der des 5 44 VeerG erfüllt

ist‚ je nachdem ob eine organische Lähmung des Speichen—

nerven links überhaupt nicht bestanden hat oder ob sie

zwar anfangs bestanden hat, aber inzwischen abgeheilt

ist° Das LSG hat somit zutreffend den Bescheid vom

29„ Februar 4960 als einen echten "Wahlfeststellungs—

bescheid“ angesehen°

Im Gegensatz zu der vom Kläger mit der Revision vorge-
tragenen Auffassung ist eine solche Wahlfeststellung

auch zulässig° Wie das BSG in seinem Urteil vom 50°

August 4960 (BSG 45‚ 54) bereits entschieden hat‚ kann
eine Versorgungsrente nicht deshalb versagt werden?

weil nicht feststellbar ist‚ welcher von mehreren al—

lein in Frage kommenden und sämtlich einen Tatbestand

des BVG erfüllenden Geschehensabläufen tatsächlich

stattgefunden hat (vgl° hierzu auch BGHZ 443 565)„

Im vorliegenden Falle handelt es sich allerdings nicht

um die Bewilligung einer Rente„ weil sämtliche in Be—

tracht kommenden Geschehensabläufe einen zur Versor—

gung berechtigenden Tatbestand des BVG erfüllen; dem

Kläger ist vielmehr aus wahlweisem Grunde die Versor—

gungsrente entzogen worden„ weil entweder der Tatbe—

stand des S 62 BVG oder der des 5 44 VeerG gegeben

ist„ Daß nur diese beiden Tatbestände„ die zur Ent—
ziehung einer bindend festgestellten Rente berechtigen‚

im vorliegenden Falle in Betracht kommen‚ zieht auch

der Kläger in der Revisionsbegründung nicht in Zweifel;

er ist aber der Meinung‚ daß die Bestandskraft eines

gemäß 5 77 SGG bindend gewordenen begünstigenden Ver—

...";6...
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waltungsakts nach 5 62 BVG oder 5 44 VeerG aus Gründen
der Rechtssicherheit nur dann durchbrochen werden könne‚

wenn sich eindeutig feststellen läßt, daß die tatbe-
standsmäßigen Voraussetzungen der einen oder der anderen

Vorschrift gegeben sind° Dieses Vorbringen des Klägers

ist jedoch nicht geeignet‚ die Unzulässigkeit von Wahl—'
'feststellungen in solchen Fällen darzutun‚ in denen ein

Bescheid nach 5 62 BVG oder € 44 VeerG zurückgenommen

'
wird, weil auf jeden Fall die Tatbestandsmerkmale einer
dieser VorSChTiften vorliegen° Der Kläger übersieht‚ daß
auch ein Anspruch auf Versorgung grundsätzlich nur dann

bestehtg wenn der Tatbestand einer zur Versorgung berech—

tigenden Vorschrift des BVGerfüllt ist„ Gleichwohl hat
das BSG in der angeführten Entscheidung ausgesprochen?
daß es zur Bewilligung einer Versorgungsrente genügt9

' wenn feststeht‚ daß zwar mehrere Geschehensabläufe vor—
gelegen haben können? diese aber sämtlich einen zur Ver—
sorgung berechtigenden Tatbestand des BVG erfüllen„ Nicht

anders ist es im vorliegenden Fall, bei dem es sich nicht
um ein Recht des Beschädigten‚ sondern um das Recht der
beklagten Versorgungsverwaltung handelt, die Versorgung

neu zu regeln° Entweder hat bei der Anerkennung der Läh—

mung des Speichennerven links tatsächlich eine organisch
bedingte Lähmung vorgelegen‚ die jetzt nach den insoweit
nicht angegriffenen und daher für das BSG bindenden Fest—

'stellungeh des LSG nicht mehr besteht, dann ist der Tat—
bestand des 5 62 BVG erfüllt‚ oder es hat von Anfang an
keine organiSCh bedingte, sondern eine rein psychogene
Lähmung vorgelegen9 dann war die Anerkennung einer orga—

HiSCh bedingten Lähmung durch die Schußverletzung zwei—
felsfrei unrichtig und die Rücknahmedieser Anerkennung
wäre somit nach 5 44 VeerG gerechtfertigto Ebenso wie

bei dem in BSG 43, 54 entschiedenen Falle läßt sich aber
auch hier in tatsächlicher Hinsicht nicht mehr fest—

stellen‚ welcher der beiden allein in Betracht kommenden

Geschehensabläufe vorgelegen hate Es ist daher kein Grund
erSiChtliChg in einem solchen Falle eine Wahlfeststellung
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nicht als zulässig anzusehen°

Dem steht nicht entgegen, daß der erkennende Senat in sei—

nem Urteil vom 24, Oktober 4962 — 10 BV 585/60 — ein Nach—

schieben von Gründen für einen angefochtenen Verwaltungs—

akt dann als nicht möglich angesehen hat, wenn zur Anwen—

dung der Vorschrift, die zur Begründung nachgeschoben wird,

Tatsachen unterstellt werden müssen, die denjenigen wider—

sprechen, welche dem angefochtenen Verwaltungsakt bei Er—

laß zugrunde gelegt worden sind, In diesem Fall waren einem

auf 5 62 BVG gestützten Bescheid auf @ 4■ VeerG beruhende

Gründe nachgeschoben worden, Auch für den umgekehrten Fall,

daß einem auf 5 44 VeerG gestützten Bescheid Gründe nachge—

schoben werden, die den Tatbestand des % 62 BVG betreffen,

hat der erkennende Senat die Zulässigkeit des Nachschie—

bene von neuen Tatsachen für eine anderweitige rechtliche

Begründung des angefochtenen Verwaltungsakts verneint (vgl.°

SozR VeerG % 44 Nr, 25), Diese Entscheidungen beruhen auf

der Erwägung, daß das Wesen eines einmal ergangenen Verwal—

tungsakts nicht durch das Nachschieben einer neuen recht—

lichen Begründung verändert werden darf, wenn die nachge—

schobenen Gründe einen anderen, dem ergangenen Verwaltungs-

akt widersprechenden Sachverhalt voraussetzen° Bei einem

Wahlfeststellungsbescheid werden einem anderen bereits er—

gangenen Bescheid keine neuen rechtlichen Gründe nachge—

schoben, vielmehr wird in dem Wahlfeststellungsbescheid

die ausgesprochene Rechtsfolge von vornherein auf zwei

Vorschriften gestützt, die beide die betreffende Rechts»
folge rechtfertigen, wobei lediglich nicht in tatsächli—

cher Hinsicht festgestellt werden kann, ob die Tatbe— '
standsmerkmale der einen oder der anderen Vorschrift

gegeben sind, Es kommt daher im Gegensatz zum Nachschie—

ben von Gründen für einen bereits angefochtenen Verwal»
tungsakt bei einem Wahlfeststellungsbescheid nicht dara1f

an, ob die Tatbestandsmerkmale der allein in Betracht

kommenden Vorschriften einen unterschiedlichen Sachver—

halt voraussetzen° Daß hinsichtlich einer Wahlfeststellung
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im übrigen zwischen Bewilligühgs— und Entziehungsbe-

scheiden grundsätzlich kein Unterschied bestehen kann?

ergibt sich auch aus der Erwägung‚ daß bei der Bewilli—

gung einer Versorgungsleistung die Person des Beschä—

digten im Vordergrund steht? der durch die Bewilligung

der Leistung aus wahlweisem Haftungsgrund zu ihrem Recht

verhelfen wird? während es sich bei der Entziehung einer

Versorgungsleistung um ein der Versorgungsverwaltung zu—
stehendes Recht handelt‚ das Versorgungsverhältnis mit

dem Beschädigten neu zu regeln° Auch hier muß folge—

richtig die wahlweise Zugrundelegung der die Entziehung

rechtfertigenden Vorschriften zulässig sein‚ sofern nach

den tatsächlichen Verhältnissen‚ die nicht mehr genau

festgestellt werden können‘) auf jeden Fall der Tatbe—

stand der einen oder der anderen Vorschrift erfüllt ist„

Bei einer solchen Wahlfeststellung dürfen nur diejeni—

gen Rechtsfolgen ausgesprochen werden‚ die nach beiden

Rechtsgrundlagen gerechtfertigt sind° Das bedeutet9 daß

bei der Entziehung einer Rente als Zeitpunkt der Ent—

ziehung lediglich der für den Versorgungsberechtigten

günstigste in Betracht kommto Nach 5 44 VeerG kann die

Rente auch für einen Zeitpunkt entzogen werden? der vor

Erlaß des Berichtigungsbescheides liegt, während bei

5 62 BVG die Entziehung der Rente erst mit Ablauf des
Monats ausgesprochen werden kann? der auf die Zustel—

lung des die Änderung aussprechenden Bescheides folgt„

Wird also in einem Wahlfeststellungsbescheid die Ent»

ziehung der Rente wahlweise auf € 41 VeerG und auf

5‘62 BVG gestützt‚ so kann die Entziehung erst mit Ab—
lauf des auf die Zustellung des Wahlfeststellungsbe—
scheides folgenden Monats ausgesprochen werden„

Die Anwendung der vorstehend dargelegten Rechtsgrund—

sätze hat zur Folge‚ daß der Wahlfeststellungsbescheid

des Beklagten vom 290 Februar 4960 insofern zu Recht er?

folgt ist? als die Anerkennung einer Lähmung des Speichen”
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nerven links nach Schulterdurchschuß zurückgenommen werden

ist„ Die Entziehung der Versorgungsrente schon mit Wir—

kung vom 4° Mai 4957‚ die in dem Wahlfeststellungsbescheid

vom 29° Februar 4960 ausdrücklich aufrechterhalten worden

ist? ist demgegenüber nicht gerechtfertigt, weil der Be—

klagte in dem Wahlfeststellungsbescheid selbst zum Aus—

druck gebracht hat‚ daß nicht festgestellt werden könne‚

ob eine Änderung der Verhältnisse i„S„ des 5 62 BVG vor—

liegt oder ob 5 44 VeerG Anwendung findeto Der Bescheid

vom 250 März 4957 geht aber im Gegensatz hierzu davon aus,

daß eine Änderung der Verhältnisse i„S„ des @ 62 BVG nach—

gewiesen ist und demgemäß die Rente mit Wirkung vom 4°

Mai 4957 entzogen werden kann° Durch den Wahlfeststellungs-

bescheid vom 29° Februar 4960 ist somit der Sache nach der

Bescheid vom 250 März 4957 wegen eines anderen? nunmehr

unterstellten Sachverhalts gegenstandslos geworden‚ ohne

daß der Beklagte allerdings bisher diesen Bescheid aus—

drücklich zurückgenommen hat„ Jedenfalls kann die im Be—

scheid vom 29; Februar 4960 getroffene Regelung frühestens

mit Ablauf des auf die Zustellung dieses Bescheides fol—

genden Monats ausgesprochen werdeno Da dieser Bescheid

nach dem Akteninhalt im März 4960 zugestellt werden sein

muß9 können die im Umanerkennungsbescheid vom 240 Mai 4952
.

zugesprochenen Rechte? die Anerkennung einer Schädigungs—

folge wie auch die Bewilligung einer Versorgungsrente‚

frühestens mit Wirkung vom 4° Mai 4960 entzogen werden&
Die Revision des Klägers gegen das Urteil des LSG Nord—
rhein—Wéstfalen vom 24° Juni 4964 mußte daher zurückge—

wiesen werden? soweit er begehrt, die "Lähmung des Spei—

chennerven links nach Schulterdurchschuß" weiterhin als

Schädigungsfolge anzuerkennen‚ weil — wie oben ausgeführt —
die Anerkennung dieser Schädigungsfolge durch den Wahl—
feststellungsbescheid zu Recht zurückgenommen werden ist°

Ferner mußten auf die Revision des Klägers die Vorent—

' scheidungen und die angefochtenen Bescheide abgeändert

und der Beklagte verurteilt werden, dem Kläger bis zum
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30„ April 1960 Rente nach einer MdB um 50 V„H° weiter—

zuzahlen° ' '

Soweit der Kläger über diesen Zeitpunkt hinaus die Weiter—
gewährung der Rente wegen einer bisher nicht anerkannten

psychogenen Lähmung des linken Armee begehrt‚ hat das LSG

dazu in dem angefochtenen Urteil festgestellt‚ daß bei '
dem Kläger eine solche Lähmung vorliegt‚ wobei nicht mehr

klargestellt werden kann‚ ob von Anfang an lediglich eine

psychogene Lähmung und keine organisch bedingte Lähmung

des Speichennerven vorgelegen hat oder ob zunächst eine

organische Lähmung des Speichennerven bestand? die ab—

geheilt ist‚ während eine Lähmung des linken Armee trotz—
dem auf psychogener Grundlage fortbesteht„ Der Kläger

macht hierzu mit der Revision geltend9 das LSG habe zu

Unrecht den ursächlichen Zusammenhang zwischen der Schuß«

verletzung und der psychogenen Lähmung deshalb verneint‚

weil ”schon damals psychogene Reaktionsweise und Neurosen

nicht ursächlich mit einem Unfallgeschehen oder einem

versorgungsrechtlich geschützten Tatbestand verbunden

gewesen sind"° Damit habe das LSG die unrichtige Auf—

fassung vertreten? daß schädigende Einwirkungen des Wehr—
dienstes„ die keinen organischen Befund hinterlassen haben‚

nicht eine wesentliche Bedingung für ein neurotisches

Zustandsbild sein können„ Diese Rüge greift durch„

Das LSG hat seine Auffassung‚ es seien für den Fall‚ daß

die eine Anerkennung der Lähmung als Schädigungsfolge aus”
sprechenden Bescheide bereits bei ihrem Erlaß zweifellos

tatsächlich und rechtlich unrichtig gewesen sind‚ schon

damals psychogene Reaktionsweise und Neurosen nicht ur—
sächlich mit einem Unfallgeschehen oder einem versorgungsu
rechtlich geschützten Tatbestand verbunden gewesen‚ offen“

bar darauf gestützt‚ daß eine organisch bedingte Lähmung

des Speichennerven links niemals vorgelegen hat und in—

folgedessen im Anschluß an eine organisch bedingte Gesunde

heitsstörung auch keine psychogene Lähmung auftreten konnw

te° Das Berufungsgericht übersieht hierbei jedoch? daß es
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sich bei dem Kläger um einen Oberarm— und Schulterdurch—

schuß gehandelt hat‚ der zunächst auch zu einer Bewegungs-

einschränkung im linken Schultergelenk geführt hat‚ wie

bereits in dem Bescheid vom 24° Februar 4945 und den fol—

genden Bescheiden nach der Sozialversicherungsdirektive

Nr° 27 und dem BVG anerkannt worden ist° Auch wenn eine

organisch bedingte Lähmung des Speichehnerven nicht vor—

gelegen haben sollte, kann es sich also hinsichtlich der

Bewegungseinschränkung im linken Schultergelenk zumin—
_

dest anfänglich um eine organisch bedingte Störung durch

Schußverletzung gehandelt haben? in deren weiteren Ver—

lauf sich eine psychogene Lähmung des linken Armee ein—

gestellt hat° Im übrigen ist das VersorgA in seinem Wahl—

feststcllungsbescheid vom 29° Februar 4960, den das LSG

bestätigt hat‚ wahlweise auch davon ausgegangen, daß

eine organisch bedingte Lähmung des Speichennerven zu—

nächst vorgelegen hat9 die aber später abgeheilt ist°

Da der Kläger selbst das Vorliegen einer psychogenen

Lähmung des linken Armee nicht bestreitet9 aber mit sei—

nen Anträgen auf Aufhebung der angefochtenen Bescheide

offenbar das Ziel verfolgt, nunmehr diese psychogene

Lähmung bei einer MdE um 50 V„Ho als Schädigungsfolge

anerkannt zu bekommen‚ hätte das LSG — wie der Kläger

zutreffend in der Revisionsbegründung rügt — prüfen

müssen‚ ob die psychogene Lähmung des linken Armee

anstelle der bisher anerkannt gewesenen organisch be—
dingten Lähmung des Speichennerven links als Schädigunge—

folge mit einer entsprechenden MdB anerkannt werden muß°

Das BSG hat hierzu in seinem Urteil vom 280 Juli 4959
{BSG 10‚ 209) ausgesprochen9 daß die Frage? ob neuro—
tische und psychogene Reaktionen noch Folgen des Wehr—

dienstes sind? der besonderen Prüfung bedürfe9 wenn
solche Reaktionen an wehrdienstbedingte organische Stöa

rungen9 die noch nicht abgeklungen sind‚ anknüpfen und
sich mit ihnen vermischen° Das LSG hat in dem angefoch—

tenen Urteil diese Entscheidung am Schluß der Entschei—
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dungsgründe zwar angeführt9 aber lediglich zum Ausdruck
gebracht, daß sich eine für den Kläger günstigere Ent—

'scheidung aus diesem Urteil nicht herleiten lasse° Da—

mit hat das LSG anscheinend zum Ausdruck bringen wollen?

diese Entscheidung habe für den vorliegenden Fall keine

Bedeutung‚ weil die psychogene Reaktion des Klägers

sich nicht an eine wehrdienstbedingte organische Störung?

die noch nicht abgeklungen war9 angeschlossen hat° Die—

ser Auffassung des LSG kann nicht ohne weiteres gefolgt

werden, weil es nicht darauf ankommt‚ daß die organi—

schen Störungen jetzt abgeklungen sind, sondern daraufv

ob damals‚ als psychogene Störungen erstmals auftraten‚

organische Störungen wie die Bewegungseinschränkung im

linken Schultergelenk und Lähmung des Speichennerven

links noch nicht abgeklungen waren„ Auch wehrdienst—

bedingte Einflüsse‚ die keinen organischen Befund hin—'

terlassen haben9 können eine wesentliche Bedingung für

ein neurotisches Zustandsbild sein (vgl° BSG 199 275

und SozR BVG % 4 Nr° 67)° Da das LSG in dem angefoch—

tenen Urteil die Frage‚ ob die beim Kläger bestehende

psychogene Lähmung des linken Armes als Schädigungs—p

folge angesehen werden kann? nicht hinreichend LS°

der angeführten Rechtsprechung des BSG geprüft und ent—

sprechende Feststellungen getroffen hat? mußte das Urteil

des LSG insoweit aufgehoben und die Sache zur erneuten
Entscheidung an die Vorinstanz zurückverwiesen werden

(s 170 Abs° 2 Satz 2 see)°

Die Revision des Klägers hat zwar insoweit keinen Erfolg

gehabt9 als er begehrt, die Lähmung des Speichennerven

links weiterhin als Schädigungsfolge anzuerkennen° Dem—

gegenüber mußte der Beklagte verurteilt werden‚ dem Klä—

ger über den 50° April 1957 hinaus bis zum 300 April

1960 weiterhin Rente nach einer MdB um 50 v„H„ zu gewäh—

ren° Infolge der Zurückverweisung der Sache im übrigen

ist noch offen‚ ob der Kläger mit dem von ihm geltend
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gemachten Anspruch auf Anerkennung der psychogenen Läh—

mung des linken Armee Erfolg haben wird° Bei dieser Sach—

lage hielt der Senat es nicht für angebracht? schon jetzt

über einen Teil der Kosten zu entscheiden; es erschien

vielmehr angezeigt, die Kostenentscheidung dem abschließen—

den Urteil vorzubehalteno
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